
Nachschlagewerk
BGHZ:

Ja
nein

GG Art. 14 Ce, Cf, Ea

Verhindert eine Bausperre den Wiederaufbau oder die 
Wiederherstellung eines kriegsbetroffenen gewerblich 
genutzten Gebäudes, so kann die Entschädigung nach 
der Einbuße im Gewerbebetrieb auch dann, und zwar al­
lein, zu bemessen sein, wenn der Grundstückseigentümer 
und der Inhaber des Gewerbebetriebes nicht personen­
gleich sind. Entscheidend sind die Rechtsbeziehungen, 
wie sie zwischen den Betroffenen gehandhabt wurden 
(Ergänzung zu IM GG Art. 14 Ce Nr. 33).
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 8. Juni 1972 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Hubert Meyer sowie 
der Bundesrichter Br. Kreft, Br. Hußla, Gähtgens und 
Br. Krohn

für Recht erkannt:

Bie Revision der Antragsgegnerin gegen das 
Urteil des Baulandsenats des Hanseatischen 
Oberlandesgerichts in Bremen vom 20. August 
1969 wird zurückgewiesen.

Bie Antragsgegnerin hat die Kosten des Re­
visionsrechtszuges zu tragen.

Bie ursprüngliche Antragstellerin, Frau Henriette

Auf dem Grundstück führte die
oHG, deren persönlich haftende Gesellschafterin die 
Antragstellerin neben zwei weiteren Gesellschaftern 
war, seit den zwanziger Jahren in einem Werkgebäude 
einen Schlossereibetrieb, der auf die Herstellung von
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Feuerwehrwachentüren und mechanischen Torbeschlägen 
spezialisiert war; außerdem befand sich dort seit 1933 
eine Tankstelle.

Im Kriege erlitt das Grundstück Bombenschaden, 
durch den das Werkgebäude und die Tankstelle betrof­
fen wurden. In dem teilweise - eingeschossig - wieder­
hergestellten Werkgebäude führte die Firma Gerhard 

oHG den Schlossereibetrieb fort. Die Tank­
stelle blieb stillgelegt. Das Grundstück wurde von 
einer Bausperre seit dem 18. September 1945 betroffen; 
es ist in dem Bebauungsplan Nr. 125, der am 23. Juni 
1955 bekanntgemacht wurde, als öffentliche Grünfläche 
ausgewiesen.

Mit Beschluß vom 1. Februar 1966 wurde das Grund­
stück zugunsten der Antragsgegnerin enteignet. Nach­
dem die Beteiligten sich damit einverstanden erklärt 
hatten, daß in dem Enteignungsbeschluß auch ein Pla­
nungsschaden berücksichtigt werde, sprach die Enteig­
nungsbehörde der Antragstellerin als Entschädigung 
ein 1232,5 qm großes Ersatzgnmdstück sowie eine Geld­
entschädigung in Höhe von 193.110 DM zu; darin waren 
das Werkgebäude mit 84.000 DM, die Kosten des Betriebs­
umzuges mit 41.100 DM, die alte Tankstelleneinrichtung 
mit 2.560 DM und die Entschädigung für die infolge der 
Bausperre um 45 i» eingeschränkte betriebliche Nutzungs­
möglichkeit des Grundstücks - berechnet vom 1. Januar 
1952 bis zum 31. Dezember 1965 - mit 65.450 DM berück­
sichtigt; ein Betrag von 127.660 DM sollte mit 2 i> 
über dem jeweiligen Bundesbankdiskontsatz verzinst 
werden, außerdem sollte die Antragsgegnerin die Kosten
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des Anwalts der Antragstellerin für die erste Gebühr 
nach einem Geschäftswert von 193.110 DM, für etwaige 
weitere Gebühren nach einem Wert von 66.010 DM tragen.

Gegen diesen Beschluß, der ihr am 8. Februar 1966 
zugestellt worden ist, hat die ursprüngliche Antrag­
stellerin, Frau E^^, am 4. März 1966 bei der Enteig­
nungsbehörde den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
eingereicht. Sie hat aus eigenem und - soweit es um 
das Interesse der Gerhard oHG geht - aus ab­
getretenem Recht ein um 118,5 qm größeres Ersatzgrund­
stück, die Verlängerung der Räumungsfrist auf wenig­
stens 24 Monate sowie die Erhöhung der Gebäudeentschä­
digung und der Entschädigung für den Planungsschaden 
auf einen angemessenen Betrag gefordert.

Die Antragsgegnerin hat gebeten, den Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung zurückzuweisen.

Die Kammer für Baulandsachen hat den Antrag, so­
weit er eine Entschädigung wegen Behinderung in der 
Betriebsausweitung geltend machte, als unzulässig zu­
rückgewiesen, weil hierüber eine Zivilkammer des 
Landgerichts zu entscheiden habe; sie hat den Antrag 
im übrigen als unbegründet zurückgewieBen, weil die 
Enteignungsbehörde die Entschädigung nicht zu niedrig 
bemessen habe.

Die Antragstellerin hat Berufung eingelegt und 
in ihrer Berufungsbegründung erklärt, sie wolle den 
Anspruch auf eine höhere Entschädigung wegen des Be­
triebsschadens nicht weiter verfolgen; sie hat Jedoch
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nach Erörterung vor dem Berufungsgericht diesen Anspruch 
wiederum in ihr Berufungsbegehren auf genommen. Am 11. 
Januar 1967 ist durch Versäumnisurteil die Berufung 
der Antragstellerin zurückgewiesen worden. Nach recht­
zeitigem Einspruch der Antragstellerin haben die Be­
teiligten zu 1) und 2) am 19. April 1967 vor dem Be­
rufungsgericht eine Teileinigung geschlossen, wonach 
der Enteignungsbeschluß insoweit aufrechterhalten blei­
ben sollte, als er die Enteignung des Grundstücks, des­
sen Räumung innerhalb von 18 Monaten - beginnend mit 
dem 2. Mai 1967 - sowie die Entschädigung durch das 
vorgesehene Ersatzgrundstück von 1232,5 qm vorsah; zu­
gleich verpflichtete die Antragsgegnerin sich, der An­
tragstellerin als Vorauszahlung auf eine noch festzu­
setzende Entschädigung 193.110 DM, worin die Umzugs­
kosten enthalten sein sollten, zur Verfügung zu stel­
len. Letzteres geschah am 9. Januar 1968, nachdem die 
Ba\igenehmigung für ein Fabrications- und Betriebsge­
bäude auf dem Ersatzgrundstück erteilt worden war. Wei­
ter haben die Beteiligten sich dahin geeinigt, daß 
der Gebäudewert mit 90.000 DM, der Verlust durch Be­
triebsunterbrechung infolge des Umzuges mit 17.250 DM 
und die Kosten der Verlagerung der bereits aufgestell­
ten Maschinen mit 22.436 DM anzusetzen seien. Darauf­
hin hat die Antragstelle rin vor dem Berufungsgericht 
beantragt, das Versäumnisurteil aufzuheben, die Geld­
entschädigung auf 400.000 DM und den Geschäftswert 
für die ihr zu erstattenden Kosten einheitlich auf 
500.000 DM festzusetzen.

Die Antragsgegnerin hat gebeten, das Versäum- 
nisurteil aufrechtzuerhalten; sie hat ferner im Wege
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der Anschlußberufung gebeten, den Enteignungsbeschluß 
zu Ziff. IV dahin abzuändem, daß die Geldentschädigung 
erst von der Entscheidung des Berufungsgerichts an zu 
verzinsen sei.

Das Berufungsgericht hat - unter Zurückweisung 
der weit ergehenden Berufung sowie der Anschlußberu­
fung - den Enteignungsbeschluß teilweise dahin geän­
dert, daß die Geldentschädigung auf 376.254 DM, ab­
züglich gezahlter 193.110 DM, festgesetzt werde und 
von wechselnden Zeitpunkten an zu verzinsen sei, so­
wie daß der Geschäftswert für die erste zu erstatten­
de Gebühr auf 420.000 DM, für etwaige weitere Gebüh­
ren auf 150.000 DM festgesetzt werde.

Die Revision greift das Berufungsurteil inso­
weit an, als der Antragstellerin als Wertausgleich 
für Grund und Boden 14.000 DM, für den Eingriff in 
den Schlossereibetrieb mehr als 65.450 DM zugespro­
chen und die Geschäftswerte entsprechend festge­
setzt worden sind. Im Revisionsrechtszug ist die 
jetzige Antragsteller in, Erau Ingeborg T ^ p ,  im 
Wege der Erbfolge an die Stelle der ursprünglichen 
Antragstellerin getreten; sie bittet, das Rechts­
mittel zurückzuweisen.
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Entscheldungggründe;

I.

1. Das Berufungsgericht hat das enteignete Grundstück 
und das der Antragstellerin überlassene Ersatzgrund­
stück als grundsätzlich gleichwertig erachtet; es hat 
Jedoch der Antragstellerin teils aus eigenem, teils 
aus abgetretenem Recht der Gerhard oHG zuge­
sprochen

a) als Restentschädigung für Grund und Boden 
14.000 DM,

b) alB Wert der Gebäude auf dem enteigneten 
Grundstück 90.000 DM entsprechend der Eini­
gung der Beteiligten,

c) 1.135 DM als Wert der (stilliegenden) Tank­
stellenanlage, soweit nicht schon beim Ge- 
bäudewert berücksichtigt,

d) als Umzugskosten für den Schlossereibetrieb 
28.436 DM,

e) als Gewinnentgang wegen umzugsbedingter Be­
triebsunterbrechung 17.250 DM entsprechend 
der Einigung der Beteiligten,

f) wegen Eingriffs in den Gewerbebetrieb der 
Schlosserei - den das Berufungsurteil darin 
gesehen hat, daß das Werkstattgebäude auf 
dem enteigneten Grundstück nicht wieder wie 
vor der Bombenzerstörung zweigeschossig 
habe hergerichtet werden können - 225.433 DM.
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Danach ist das Berufungsgericht zu einer Gesamt- 
entschädigung in Geld in Höhe von 376.254 DM gelangt, 
auf welche die im Januar 1968 gezahlten 193.110 DM an­
zurechnen seien, so daß ein Restbetrag von 183.144 DM 
verbleibe.

Wegen der Verzinsung hat das Berufungsgericht 
erkannt,

a) der Entschädigungsanspruch wegen Eingriffs 
in den Gewerbebetrieb sei mit 2 # über dem 
jeweiligen Bundesbankdiskontsatz seit dem 
Enteignungsbeschluß (1. Februar 1966) mit 
dem damals bereits angefallenen Betrag von 
127.663 DM, hinsichtlich der weiter auflau­
fenden Beträge jeweils zu wechselnden, auf 
die Mitte der entsprechenden Zeiträume ab­
gestellten Zeitpunkten zu verzinsen,

b) die übrigen Entschädigungsposten seien von 
wechselnden Zeitpunkten im Jahre 1968 an 
zu verzinsen,

c) in Höhe des gezahlten Betrages von 193.110 DM 
ende der Zinslauf am 9. Januar 1968.

Ferner hat das Berufungsgericht der Antragstelle­
rin Anspruch auf Erstattung der Anwaltskosten im Ent­
eignungsverfahren für die erste Gebühr nach einem Ge­
schäftswert von 420.000 DM, für etwaige weitere Gebüh­
ren aber nur nach einem Geschäftswert von 150.000 DM 
zuerkannt, weil die Antragsgegnerin schon in ihrem
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Enteignungsantrag der Antragstelle rin ein Ersatzgrund­
stück sowie die Zahlung von 127*110 EM angeboten habe.

2. Nach dem Anträge der Revision beschränkt die 
Prüfung des erkennenden Senats sich darauf, ob der 
Antragstellerin eine Restentschädigung oder ein Wert 
ausgleich von 14.000 DM für Grund und Boden sowie 
eine Entschädigung von mehr als 65.450 DM wegen Ein­
griffs in den Gewerbebetrieb mit Recht zugesprochen 
worden ist und ob das Berufungsgericht die Geschäfts- 
werte für die Erstattung der Anwaltsgebühren im Ent­
eignungsverfahren dementsprechend richtig bemessen 
hat.

Die Revision erweist sich als unbegründet, weil 
das Berufungsgericht - entgegen der Ansicht der Re­
vision - über das Begehren der Antragstellerin in 
diesem Umfange sachlich zu entscheiden hatte und sei­
ne Entscheidung einen Rechtsfehler nicht erkennen 
läßt.

II.

1. Die Revision irrt in ihrer Auffassung, das Be­
rufungsgericht hätte den - über die im Enteignungs­
beschluß berücksichtigte Entschädigung wegen eines 
Planungsschadens nach den §§ 32, 40 Abs. 3, 96 BBauG 
hinausgehenden - Antrag auf eine Entschädigung wegen 
Behinderung des Betriebsausbaues als imzulässig zu­
rückweisen müssen, weil er erst nach Ablauf der Be­
rufungsbegründungsfrist angebracht worden sei. Inso­
weit ist richtig:
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Nachdem die Baulandkammer des Landgerichts im Be­
schluß vom 15. April 1966 darauf hingewiesen hatte, 
sie halte sich nicht für zuständig, über einen Anspruch 
auf Entschädigung wegen Behinderung in der Betriebs­
ausweitung zu entscheiden, und mit Urteil vom 29. Ju­
li 1966 den Antrag als unzulässig abgewiesen hatte, 
hat die Antragstellerin in ihrer Berufungsbegründung 
erklärt, dieser Antrag werde nicht aufrechterhalten.
In der mündlichen Verhandlung am 26. Oktober 1966 hat 
ihr jedoch das Berufungsgericht Gelegenheit gegeben, 
ihre Berufung insoweit zu erweitern, als ihr Antrag 
durch das landgerichtliche Urteil als unzulässig ab­
gewiesen worden war; darauf hat die Antragsteller in 
im Schriftsatz vom 21. November 1966 - allerdings nach 
Ablauf der Berufungsbegründungsfrist - erklärt, sie 
fechte das Urteil auch insoweit an, als es die Ent­
schädigung wegen eines Entwicklungsschadens als unzu­
lässig abgewiesen habe.

Diese Erweiterung ihres Berufungsvortrages und 
-antrages aber war auch nach Ablauf der Berufungsbe­
gründungsfrist zulässig. Denn die Erweiterung eines 
Berufungsantrages wird durch den Ablauf der Begrün­
dungsfrist grundsätzlich nicht gehindert, sofern die 
Berufung zulässig und die Erweiterung nur sonst zu­
lässig ist (§§ 264, 268, 529 Abs. 4 ZPO); das ent­
spricht der ganz herrschenden Ansicht (RGZ 54, 226;
RG JW 1930, 3549; BGHZ 17, 305; Baumbach/Lauterbach,
ZPO 30. Aufl. zu § 519 Anm. 3 B; Wieczorek, ZPO Hand­
ausgabe 2. Aufl. zu § 519 Anm. 0 II b 3; Zoller, ZPO 
10. Aufl. zu § 519 Anm. 3; Rosenberg/Schwab, Zivil­
prozeßrecht, 10. Aufl. § 138 II 2 a S. 720; a.A.
Stein/Jonas, ZPO 19. Aufl. zu § 519 Anm. IV 1 a).
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An der Zulässigkeit der Antragserweiterung ist in der 
vorliegenden Sache um so weniger zu zweifeln, als die 
Antragstellerin schon im Enteignungsverfahren die be­
trieblichen Folgen der Verhinderung des zweigeschossi­
gen Aufbaues des Werkgebäudes als Planungsschaden gel­
tend gemacht hatte. Wenn sie zunächst in der Berufungs­
begründung diesen Antrag fallen ließ, so bedeutete das 
nicht einen Verzicht auf ihr Entschädigungsbegehren, 
denn in der Berufungsbegründung heißt es ausdrücklich, 
die Antragstellerin werde dieserhalb erneut an die 
Stadtgemeinde herantreten und bei erfolgloser Verhand­
lung einen Prozeß vor der Zivilkammer anhängig machen.

2. Unbegründet ist auch die weitere Rüge der Revi­
sion, das Berufungsgericht als Senat für Baulandsa­
chen habe über einen Anspruch auf Entschädigung we­
gen Behinderung des Betriebsausbaues nicht entschei­
den dürfen, weil der Entschädigungsbeschluß der Ent­
eignungsbehörde einen solchen Anspruch nicht behan­
dele, die sachliche Zuständigkeit der Kammern und 
Senate für Baulandsachen sich aber auf die Nachprü­
fung des Verwaltungsakts beschränke (§§ 157, 166 
BBauG) und überdies ein solcher Anspruch sich nicht 
aus dem Bundesbaugesetz, sondern allenfalls aus 
Art. 14 GG her leiten lasse. Auf die Anspruchsgrund­
lage wird später einzugehen sein (vgl. unten IV); 
es bedarf auch nicht der Erörterung, wieweit der Ent­
eignungsbeschluß den betrieblichen Schaden behandelt 
hat. Die Verfahrensrüge scheitert jedenfalls daran, 
daß die Antragsgegnerin eine etwaige Unzuständigkeit 
des angerufenen Gerichts nicht rechtzeitig gerügt 
hat (§ 295 ZPO). Wenn die Kammer oder der Senat für
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Baulandsachen über einen nicht nach dem Bundesbaugesetz 
zu beurteilenden Anspruch auf Entschädigung wegen ei­
ner Bausperre entschieden hat, so bedeutet das nicht 
einen unverzichtbaren Verfahrensmangel (BGHZ 40, 148). 
Eine Rüge der Antragsgegnerin gegen die sachliche Ent­
scheidungsbefugnis des Berufungsgerichts als Senat 
für Baulandsachen ist weder aus dem Tatbestand des Be­
rufungsurteils noch aus den Sitzungsprotokollen (§ 314 
ZPO) oder aus den in Bezug genommenen Schriftsätzen 
der Antragsgegnerin als Berufungsgegnerin zu ersehen. 
Auch die Revision vermag nicht anzugeben, wann und wo 
die Antragsgegnerin gegenüber dem erweiterten Beru­
fungsantrag die Rüge der sachlichen Unzuständigkeit 
des Senats für Baulandsachen erhoben hätte. Der Ab­
lauf des Berufungsrechtszuges ergibt vielmehr zwei­
felsfrei, daß die Antragsgegnerin sich auf den erwei­
terten Berufungsantrag rügelos sachlich eingelassen 
hat; sie hat zwar dessen sachliche Berechtigung, nicht 
aber die Zuständigkeit des Berufungsgerichts zur Ent­
scheidung in Zweifel gezogen. Damit ist die Antrags­
gegnerin eines etwaigen Rügerechts jedenfalls verlu­
stig gegangen.

3. Schließlich rügt die Revision erfolglos, das 
Berufungsgericht habe über einen Anspruch auf Er­
stattung von 14.000 DM Aufwendungen für die "Baureif- 
machung" des Grundstücks, der erst im zweiten Rechts­
zug eingeführt worden sei, nicht sachlich entschei­
den dürfen. Auch insoweit handelt es sich um eine Er­
weiterung des Berufungsantrages und -vortrages, die 
- insoweit kann auf die Ausführungen unter Ziff. 1 
verwiesen werden - noch nach Ablauf der Berufungsbe­
gründungsfrist zulässig war.
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Cie Revision läßt außer acht: Die Antragstellerin 
konnte die Entwertung des Ersatzgrundstücks durch Trüm­
merschutt oder die notwendigen Aufwendungen zur Besei­
tigung des Trümmerschutts weder vor der Enteignungsbe­
hörde noch im ersten Rechtszug vor der Kammer für Bau­
landsachen angeben und geltend machen, weil unstreitig 
die Notwendigkeit dieser Bereinigung des Ersatzgrund­
stückes erst bei Beginn der Bauarbeiten um die Wende 
der Jahre 1967/1968 - d.h. während des Berufungsrechts­
zuges - ersichtlich wurde. Verfahrensrechtlich war die 
Antragstellerin nicht gehindert, den Antrag ihrer zu­
lässig eingelegten Berufung zu erweitern. Nach Erör­
terung in der mündlichen Verhandlung am 17. April 1968 
hat die Antragstellerin in den Schriftsätzen vom 24. 
April und 7. Mai 1968 den erforderlichen sachlichen 
Vortrag gebracht und im Schriftsatz vom 8. April 1969 
zusammengefaßt. Eine Verfahrensrüge der Antragsgegne­
rin geht weder aus dem Tatbestand des Berufungsurteils 
noch aus den Protokollen der mündlichen Verhandlungen 
vom 7. Mai und 7. August 1968 sowie vom 4. Juni 1969 
hervor. Das Berufungsgericht hat daher hierüber ohne 
Verfahrensfehler sachlich entschieden.

III.

Das Berufungsgericht hat der Antragstelle rin als 
w Re stent Schädigung für Grund und Boden (Wertausgleich)" 
14.000 DH zugesprochen; es führt dazu aus: Die An­
tragstellerin sei für den Rechtsverlust an Grund und 
Boden durch Ersatzland entschädigt worden. Von der 
grundsätzlichen Gleichwertigkeit der Grundstücke sei
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auszugehen, jedoch müsse berücksichtigt werden, daß das 
Ersatzgrundstück - wie sich erst im Verlauf der Bauar­
beiten gezeigt habe - durch Trümmerschutt entwertet ge­
wesen sei. Der Hinderwert des Ersatzgrundstücks ergebe 
sich aus dem Betrage von 14*000 DM, den die Antrag­
stellerin habe aufwenden müssen, um das neue Grundstück 
baureif zu machen; diese Aufwendungen wären nicht er­
forderlich gewesen, wenn das Grundstück so beschaffen 
gewesen wäre, wie die geologische Bodenkarte für den 
Bezirk dies unbestritten ausweise. Den notwendigen Auf­
wand von 14*000 DM, um das Grundstück baureif zu ma­
chen, habe die Antragstellerin bewiesen.

Bei ihrer sachlich-rechtlichen Rüge, es sei 
nicht der Sinn der Entschädigung, dem Enteigneten die 
Beschaffung eines gleichwertigen Grundstücks zu er­
möglichen, die Kosten der Erschließung des Ersatz­
grundstücks könnten daher nicht in Betracht gezogen 
werden, verkennt die Revision den Sinn des Vortra­
ges der Antragstellerin und den Sinn der Berücksich­
tigung eines solchen Postens durch das Berufungsge­
richt. Das Berufungsurteil sagt zwar auch, daß die 
Antragstellerin 14.000 DM habe aufwenden müssen* um 
das Ersatzgrundstück baureif zu machen; doch ist die 
tragende Erwägung eine andere. Das Berufungsurteil 
hält tatbestandlich fest, daß die Antragstellerin 
einen "Wertausgleieh" für Grund und Boden (Urteils­
ausfertigung S. 7, 8) geltend gemacht hat; dement­
sprechend hat das Berufungsgericht einen Betrag von 
14.000 DM als "Restentschädigung für Grund und Boden 
(Wertausgleich)" (Urteilsausfertigung S. 19) deshalb 
berücksichtigt, weil - entgegen der zunächst ange-
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noramenen Gleichwertigkeit der beiden Grundstücke - das 
Ersatzgrundstück durch den im Boden Vorgefundenen Trüm­
merschutt entwertet gewesen sei (Urteilsausfertigung 
S. 16). Die Aufwendungen der Antragstellerin geben da­
bei nur den Maßstab für die Ermittlung des Minderwertes. 
Es geht also nicht - wie die Revision meint - um die 
Kosten für die Beschaffung eines anderen gleichwerti­
gen Grundstücks, die in aller Regel nicht entschädi­
gungsfähig sind (BGHZ 41, 354), sondern um den Ausgleich 
eines Wertunterschiedes nach § 100 Abs. 4 Satz 2 BBauG, 
der den Grundsatz, daß der Betroffene durch die Ent­
schädigung einen wirklichen Wertausgleich erhalten 
solle (BGHZ 7, 96, 103), auf die Entschädigung in Er- 
satzland überträgt (vgl. SchÜtz/Prohberg, Bundesbau­
gesetz 3. Aufl. zu § 100 Anm. 4 S. 497). Der Hinweis 
der Revision auf Entscheidungen des erkennenden Se­
nats, die gerade die Bemessung der Entschädigung in 
Geld (§99 BBauG) behandeln, liegt daher neben der Sa­
che. Das Berufungsgericht hat der Antragstellerin 
nicht 14.000 DM als Entschädigung für die notwendige 
Baureifmachung des Grundstücks zugesprochen, sondern 
diesen Betrag als zusätzliche Entschädigung für den 
Rechtsverlust an dem enteigneten Grundstück (Urteils­
ausfertigung S. 18) bezeichnet, aus der Erwägung, daß 
das Ersatzland - entgegen der ursprünglichen Annahme - 
eben doch entsprechend weniger wert gewesen sein müs­
se, wenn die Antragstellerin den nachgewiesenen Be­
trag habe aufwenden müssen, um es in gleicher Weise 
wie das enteignete Grundstück verwendbar zu machen.
Diese Erwägung ist rechtlich nicht zu beanstanden und 
die Schätzung, der die Revision nichts entgegenzuhal­
ten vermag, wird durch § 287 ZPO gedeckt.
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IY.

Auch die Entscheidung des Berufungsgerichts hin­
sichtlich des Betriebsschadens hält der Nachprüfung 
stand.

1. Das Berufungsurteil enthält die tatsächlichen 
Feststellungen: Das Grundstück der Antragsteller in, 
auf dem der Schlossereibetrieb geführt wurde, unter­
fiel der Bausperre vom 18. September 1945, es wurde 
durch den Bebauungsplan Nr. 125 - bekanntgemacht am 
23. Juni 1955 - als öffentliche Grünfläche ausgewie­
sen und mit Beschluß vom 1. Juni 1966 enteignet. Ohne 
die Behinderung durch diese Maßnahmen wäre das Werk­
stattgebäude wieder zweigeschossig ausgebaut worden, 
wie es vor dem Bombenschaden gewesen war, und dadurch 
die betrieblich nutzbare Fläche vergrößert worden, 
was vom Betriebe her zweckmäßig und durchführbar ge­
wesen wäre. Von dem Antrag auf eine Baugenehmigung 
hierfür sah die Betriebsinhaberin deshalb ab, weil 
allen Bewohnern des Westens seit 1951 bekannt
war, daß wegen der völligen Neuplanung für dieses Ge­
biet alle Bauanträge abgelehnt würden.

Aus diesen tatsächlichen Feststellungen, die 
nicht angegriffen werden, hat das Berufungsgericht ge­
schlossen, daß seit dem 18. September 1951 - dieser 
Zeitpunkt entspreche der Rechtsprechung der 
Gerichte und über ihn seien die Beteiligten sich einig 
Grundstück und Gewerbebetrieb einem hoheitlichen Ein­
griff ausgesetzt gewesen seien; die Verwaltung habe 
aus Gründen der Stadtplanung die Nutzung des Grund­
stücks, das dem Gewerbebetrieb seit den zwanziger Jah­
ren diente, beeinträchtigt. Ein solcher die Nutzung
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eines gewerblich genutzten Grundstücks behindernder 
Eingriff könne - insoweit bezieht das Berufungsurteil 
sich auf die Entscheidung in LM zu GG Art. 14 Ce Nr.
33 = NJW 1965, 2101 - zwei selbständige Ansprüche auf 
Entschädigung begründen, deren Jeder inhaltlich vom 
Objekt des Eingriffs her bestimmt werde, also einen 
Entschädigungsanspruch wegen Eingriffs in das Grund­
eigentum und einen weiteren Anspruch wegen Eingriffs 
in den Gewerbebetrieb. In derartigen Fällen sei es 
möglich, daß die Entschädigungsansprüche zum Teil 
deckungsgleich seien oder - wie im vorliegenden Pall - 
daß die Entschädigung für den Verlust der Nutzung von 
Grund und Boden von der Entschädigung für den Eingriff 
in den Gewerbebetrieb mit umfaßt werde.

Bern ist im Ergebnis zuzustimmen. Bas Berufungs­
gericht hat, indem es einen hoheitlichen Eingriff 
erst seit dem 18. September 1951 angenommen hat, dem 
Grundsatz Rechnung getragen, daß eine Bausperre, die 
auf gesetzlicher Grundlage zum Zwecke der Aufschlie­
ßung eines Gebietes erlassen wird, bei entsprechen­
der zeitlicher Begrenzung (vgl. BGHZ 30, 338, 347 f;
§ 18 BBauG) als allgemeine Eigentumsbeschränkung ent­
schädigungslos hinzunehmen ist und daß die besonders 
schwierigen Verhältnisse vor der Währungsreform eine 
gewisse Verlängerung rechtfertigen können (vgl. Fest­
schrift für Otto Riese S. 329, 337). Bieser Ausgangs­
punkt entspricht - wie das Berufungsgericht tatbe- 
standlich festhält - der Übereinstimmenden Ansicht 
der Beteiligten; er ist rechtlich nicht zu beanstan­
den. Wenn hiernach eine über die Sozialbindung hin­
ausgehende Beeinträchtigung des Eigentums im Sinne



- 18 -

von Art. 14 GG erst seit dem 18. September 1951 gege­
ben war, so sind hier - auch insoweit ist dem Beru­
fungsurteil zu folgen - Eingriffe in zwei verschiede­
ne Rechtsgüter, das Grundeigentum und den Gewerbebe­
trieb, in Betracht zu ziehen (BGH Urteil vom 13. Juli 
1967 - III ZR 11/65 = WM 1967, 1062).

Ohne Rechtsfehler ist das Berufungsgericht davon 
ausgegangen, die seit dem 18. September 1951 fühlbar 
gewordene Beeinträchtigung sei nach ihrem Einfluß auf 
den Gewerbebetrieb zu beurteilen und eine Entschädi­
gung hiernach zu bemessen. Ob und in welches "Eigen­
tum” durch eine gesetzliche oder faktische Bausperre 
eingegriffen worden ist, hängt bei der in Enteignungs­
sachen stets gebotenen wirtschaftlichen Betrachtungs­
weise von der konkreten Lage ab, in der sich der In­
haber des Rechts und die von der Bausperre betroffenen 
Objekte befinden (LM zu GG Art. 14 Ce Nr. 21). Hier 
erscheint als wesentlich, daß die Antragstellerin zwar 
Eigentümerin des Grundstücks war, aber die offene Han­
delsgesellschaft Gerhard deren Gesellschaf­
terin die Antragstellerin neben zwei weiteren Gesell­
schaftern war, die Schlosserei gesamthänderisch be­
trieb; deshalb spricht das Berufungsurteil mit Recht 
auch von einem enteignenden Eingriff in den Gewerbe­
betrieb der Firma Gerhard B ^ g ^ R l  oHG, für den die 
Antragstellerin die Entschädigung nur deshalb fordern 
kann, weil der Anspruch ihr abgetreten worden ist.
Von einer Identität der Betroffenen läßt sich daher 
- auch bei Berücksichtigung des Umstandes, daß das 
Grundstück verschiedenen Zwecken, nicht nur dem Be­
trieb der Schlosserei diente - bei der gebotenen wirt-
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schaftlichen Betrachtungsweise nicht sprechen (vgl. BGHZ 
43,300). Es geht also um die Beeinträchtigung des "Eigen­
tums" verschiedener Rechtsträger.

Die wirtschaftliche Betrachtungsweise wird durch 
die Rechtsbeziehungen bestimmt, wie sie zwischen der 
Antragstellerin als Eigentümerin und der offenen Han­
delsgesellschaft als Nutzerin des Grundstücks gehand- 
habt wurden. Danach hatte die Antragsteller in die Nut­
zung des Grundstücks in die Gesellschaft eingebracht, 
und die Gesellschaft nutzte das Grundstück für ihren 
Gewerbebetrieb wie ein Eigentümer. Die Antragstellerin 
hat nicht geltend gemacht, daß sie als Grundstücksei­
gentümerin durch die Bausperre eine fühlbare wirt­
schaftliche Beeinträchtigung erfahren habe und an der 
Verwirklichung persönlicher Pläne oder der Verwertung 
des Grundbesitzes gehindert worden sei, wie es eine 
Entschädigung wegen eines Eingriffs in das Grundeigen­
tum voraussetzen würde (LM zu GG Art. 14 Ce Nr. 33;
BGH Urteil vom 25. Juni 1957 - III ZR 24/56 - und vom 
25. Juni 1962 - III ZR 72/62; vgl. Festschrift für 
Otto Riese S. 331). Vielmehr geht ihr Vortrag und ge­
hen die Feststellungen des Berufungsgerichts dahin, 
daß gerade die Gerhard B ^ m ^  oHG betroffen wurde, 
die das Vorgehen der Verwaltung spürbar zu fühlen be­
kam, indem es ihr verwehrt wurde, das Werkstattgebäude 
wieder so auszubauen, wie es vor der Bombenzerstörung 
gewesen war, obwohl sie hierzu willens und imstande 
war. Damit erscheint der Einfluß auf den Gewerbebe­
trieb als der richtige Maßstab für die Beurteilung des 
Eingriffs wie für die Bemessung einer Entschädigung.
Ob die Herabzonung des Grundstücks zur Grünfläche seit
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dem Bebauungsplan Nr. 125 von 1955 daneben für die An­
tragsteller in als Eigentümerin eine spürbare Beein­
trächtigung brachte, kann dahinstehen; denn die An­
tragsteller in als Grundstückseigentümerin macht An­
sprüche - abgesehen von dem unter III behandelten Po­
sten - nicht geltend.

2. Die Revision stellt in tatsächlicher Hinsicht 
nicht in Abrede, daß die Absicht und die Möglichkeit 
eines zweigeschossigen Ausbaues des Werksgebäudes be­
standen habe; sie vermißt Jedoch die Feststellung, 
daß zur Verwirklichung dieser Absicht bereits Vor­
kehrungen getroffen worden seien, und führt aus, so­
lange es hieran fehle, könne die Behinderung des 
Ausbaues nicht als Eingriff in einen konkreten Wert, 
in die Substanz des Betriebes angesehen werden, son­
dern stelle sich allenfalls als die Vereitelung von 
Chancen, Hoffnungen, Erwartungen oder Aussichten dar, 
die als solche nicht entschädigungsfähig sei.

Dazu ist zu sagen: Ein Entschädigungsanspruch 
der Gerhard oHG kann seine Grundlage nur
in Art. 14 GG, nicht in den Bestimmungen des Bundes­
baugesetzes, auch nicht in § 97 BBauG finden. Nach 
der festen Rechtsprechung des erkennenden Senats 
(vgl. BGHZ 30, 338, 356; 34, 188, 190; Urteil vom 
10. Januar 1972 - III ZR 139/70 = WM 1972, 371) hat 
der Eigentumsschütz hinsichtlich des Gewerbebetrie­
bes allerdings lediglich das Recht auf Fortsetzung 
des Betriebes auf Grund der schon getroffenen, vor­
handenen und ausgeübten betrieblichen Veranstaltungen 
zum Gegenstand; es muß sich, wenn ein ent Schädigung s-
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pflichtiger Eingriff gegeben sein soll, um einen Ein­
griff in bereits vorhandene konkrete, im Rahmen des 
Betriebes wirkende Werte handeln. Ein Gewerbebetrieb, 
der erst in noch zu errichtenden Räumen auf genommen 
werden soll, stellt einen solchen konkreten Wert noch 
nicht dar, ebensowenig die geplante Ausgestaltung und 
Ausdehnung eines Betriebes über die bisherigen räum­
lichen Grenzen und betrieblichen Funktionen hinaus. Es 
genügt nicht, daß nur gewisse Aussichten, aus einem 
erst noch zu errichtenden Betrieb Vorteile zu ziehen, 
vernichtet werden. Wird der Inhaber eines Betriebes 
durch ein Bauverbot oder ein dem gleichstehendes Ver­
waltungshandeln gehindert, Betriebsbauten zu errich­
ten oder zu erweitern, so liegt ein Eingriff in den 
Gewerbebetrieb erst dann vor, wenn das betroffene Grund­
stück in die Organisation des Betriebes einbezogen ist 
und zu der "Einheit sachlicher und anderer Mittel" ge­
hört, die zusammen den Betrieb bildet; solange das 
nicht der Fall ist, handelt es sich noch nicht um ei­
nen konkreten Wert, nicht um die Substanz des Betrie­
bes, sondern erst um eine Chance, eine Aussicht, eine 
Entwicklungsmöglichkeit, der der Eigentumsschutz noch 
nicht zukommt.

Insoweit sind die Überlegungen der Revision rich­
tig, jedoch läßt sie wesentliche Gesichtspunkte außer 
Betracht, die die vorliegende Sache kennzeichnen. Ab­
gesehen davon, daß jedem Gewerbebetrieb die Tendenz 
innewohnt, mit der Entwicklung und den Anforderungen 
Schritt zu halten (LM zu GG Art. 14- Ce Nr. 21), ist 
hier zu bedenken: Unstreitig hatte das Grundstück mit 
den aufstehenden Gebäuden, und zwar einem zweige-
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schossigen Werkstattgebäude - dies stellt das Berufungs 
urteil unangegriffen fest seit langem dem Gewerbebe­
trieb gedient und war in dessen Organisation als ein 
produktiver Bestandteil einbezogen; die Nutzung des 
Grundstücks in diesem herkömmlichen Rahmen und Umfang 
gehörte der Einheit des Betriebes an. Eine solche Ein­
heit konnte - wie der erkennende Senat bereits in der 
Entscheidung in IM zu GG Art. 14 Ce Nr. 33 ausgeführt 
hat - durch ein zufällig von außen wirkendes, den Be­
triebsgegebenheiten fremdes Ereignis, wie den Pall 
einer Fliegerbombe, nicht zerrissen werden. Auch nach 
der Zertrümmerung des Werkstattgebäudes lebte der Ge­
werbebetrieb, der - wie tatsächlich feststeht - die 
Kraft und die Tendenz zum Aufbau in sich trug, als 
Betrieb im Wiederaufbau weiter, und diesem nunmehrigen 
Betriebszweck und -ziel diente in seiner Weise auch 
das zur Nutzung überlassene Grundstück. Wenn die Be­
trieb sinhaber dabei schrittweise vorgingen und, wie 
es den besonderen Schwierigkeiten nach Kriegsende ent­
sprach, zunächst das Erdgeschoß wiederherstellten, im­
merhin aber schon - unstreitig - in einer Weise, daß 
ein Obergeschoß darauf gesetzt werden konnte, wenn 
sie in der Folgezeit planten, das Obergeschoß aufzu­
bauen, um die dringend benötigte größere Betriebsflä­
che zu gewinnen, hierzu auch in der Lage waren und nur 
durch die Bausperre, die anschließende faktische Bau­
sperre und schließlich den Bebauungsplan an der Aus­
führung ihrer Absicht gehindert wurden, dann läßt sich 
ein Eingriff in den konkreten Bestand des Gewerbebe­
triebes im Wiederaufbau nicht verneinen. Die Revision 
läßt in ihren Ausführungen diese besondere Lage des 
Gewerbebetriebes außer Betracht; sie übersieht, daß



- 2 3 -

hier nicht eine Erweiterung des Betriebes beabsichtigt 
war und hoheitlich gehindert wurde, sondern eine Wieder­
herstellung des Betriebsbestandes, wie er vor der 
Kriegszerstörung im Jahre 1944 vorhanden gewesen war.

Die Revision meint weiter, der mit der Bausperre 
beginnende einheitliche Enteignungsprozeß habe von 
vornherein Jede bisher zulässige und übliche, sinn­
volle Dauemutzung, insbesondere die Errichtung oder 
den Ausbau eines Dauergebäudes auf dem Grundstück un­
terbunden. Dabei läßt sie außer Betracht, daß es hier 
eben nicht um einen Eingriff in das Grundeigentum, 
sondern in den Gewerbebetrieb geht, der entgegen der 
Ansicht der Revision in dem vorbezeichneten Umfang 
bereits einen konkreten Wert darstellte, also einen 
anderen Wertgegenstand als das Grundstück, dessen Ent­
eignung mit der Bausperre "vorwirkend" begonnen haben 
mag. Hinsichtlich des Gewerbebetriebes aber zielte 
das mit der Bausperre beginnende Verfahren nicht auf 
eine endgültige Enteignung, sondern auf eine Verle­
gung an einen anderen Ort unter Erhaltung des Bestan­
des ab; insoweit ist also nur ein vorübergehender 
Eingriff gegeben. Das übersieht die Revision bei ih­
rem Vortrag, die Beeinträchtigung des Gewerbebetrie­
bes sei schon durch die Verzinsung der Entschädigungs­
forderung abgegolten; sie muß sich weiter entgegen­
halten lassen, daß das Berufungsgericht die Verzin­
sung erst mit dem Enteignungsbeschluß (1. Februar 
1966) hat beginnen lassen, während der Eingriff in 
den Gewerbebetrieb bereits mit dem Herbst 1951 ange­
nommen worden ist.
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3. Das Berufungsgericht hat festgestellt, daß die Ger- 
hard oHG in einem um das Obergeschoß erweiter­
ten Werkstattgebäude die einzelnen Arbeitsgänge zügiger 
hätte gestalten, ihre Produktion hätte vergrößern kön­
nen und daß sie bei den damaligen allgemeinen Marktver­
hältnissen in der Lage gewesen wäre, eine vergrößerte 
Produktion auch abzusetzen. Diese Feststellungen greift 
die Revision nicht ein; sie wendet sich nur gegen die 
Art der Entschädigungsbemessung.

Bei der Bemessung der Entschädigung für den Be­
triebsschaden, die unter Würdigung aller Umstände 
nach der freien Überzeugung des Berufungsgerichts 
(§ 287 ZPO) vorzunehmen war (BGHZ 29, 217), ist das 
Berufungsgericht von dem Gutachten des Sachverstän­
digen ausgegangen. Es hatte den Sachver­
ständigen beauftragt, den angemessenen Pachtzins bei 
einer Verpachtung des Gewerbebetriebes festzustellen 
für den (fiktiven) Fall, daß der Wiederaufbau des 
kriegszerstörten Werkgebäudes nicht beschränkt ge­
wesen wäre, sondern ein Pächter auch das Obergeschoß 
in der vor der Zerstörung gegebenen Weise zu Fabri­
kationszwecken hätte ausbauen können, und für den 
(realen) Fall, daß eine solche Erweiterungsmöglich­
keit nicht bestand. Dieser Ausgangspunkt, bei einem 
vorübergehenden Eingriff in einen Gewerbebetrieb die 
entschädigungsfähige Minderung an Nutzwert durch Ver­
gleich des erzielbaren Pachtzinses zu bestimmen,wird 
der Rechtsprechung des erkennenden Senats (vgl. Ur­
teil vom 14. Juli 1965 - III ZR 2/64 = NJW 1965,
2101, 2104 = IM zu GG Art. 14 Ce Nr. 33 Bl. 5 R) ge­
recht und ist bei der Fallgestaltung geeignet, zu
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einem angemessenen, die Antragsgegnerin nicht belasten­
den Ergebnis zu führen, zumal die offene Handelsgesell­
schaft das Grundstück wie ein Eigentümer nutzte. Die 
Revision greift die gewählte Bewertungsmethode nicht an.

Der Sachverständige ist in seinem Gutachten, das 
die Geschäftsunterlagen der Gerhard oHG ein­
gehend verwendet, zu dem Ergebnis gelangt, bei einer 
Verpachtung des SchloBBereibetriebes wäre in der Zeit 
vom 1. Januar 1952 bis zum 31. Oktober 1968 - dem von 
ihm angenommenen Umzugstermin - im Palle der Zulässig­
keit des Wiederaufbaus des kriegszerstörten Betriebs­
gebäudes (fiktiver Pall) ein Pachtzins von 687.091 DM 
und ohne diese Aufbaumöglichkeit ein Pachtzins von 
463.348 DM erzielbar gewesen. Das ergibt einen Unter­
schied sbe trag zugunsten der Antragstellerin von 
223.743 DM. Das Berufungsgericht hat dieses Ergebnis 
übernommen, nachdem es den Sachverständigen persön­
lich gehört, das Gutachten mit den Parteien erörtert, 
es an dem Ergebnis der Bewe i sauf nähme abgewogen und 
sich seine Erwägungen nach eingehender eigener Prü­
fung zu eigen gemacht hat. Das Berufungsgericht hat 
sodann - da der Betriebsumzug nicht, wie vom Sachver­
ständigen angenommen, am 1. November 1968, sondern 
unstreitig erst am 15. November 1968 begonnen hat - 
nach den gleichen Erwägungen noch einen Pachtzins- 
entgang für die erste Hälfte des Monats November 1968 
mit 1.690 DM berücksichtigt und ist damit zu einer 
Entschädigung wegen Eingriffs in den Gewerbebetrieb 
von 225.433 DM gelangt.
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4. Die Revision greift das Gutachten und damit die 
darauf aufbauende Schätzung des Berufungsgerichts in 
mehreren Punkten an; sie bleibt insoweit erfolglos. Das 
Revisionsgericht kann gegenüber der auf freier Über­
zeugung des Berufungsgerichts beruhenden Entscheidung 
nur nachprüfen, ob die Schadensermittlung auf grund­
sätzlich falschen oder offenbar unsachlichen Erwägun­
gen beruht und ob wesentliche, die Entscheidung bedin­
gende Tatsachen außer acht gelassen sind (BGHZ 3»162, 
175 f). Die Würdigung von Sachverständigengutachten 
durch das Berufungsgericht ist vom Revisionsgericht 
lediglich darauf zu prüfen, ob der Tatrichter bei sei­
ner Überzeugungsbildung die vorhandenen Erkenntnis- 
qüellen ausgeschöpft und sich mit den beachtlichen Um­
ständen auseinandergesetzt hat (LM zu ZPO § 411 Nr.3). 
Der Senat hat die Rügen der Revision unter diesen Ge­
sicht spunkten geprüft, aber nicht für begründet be­
funden (Art. 1 Nr. 4 EntlastungsG BGH).

Das Gutachten des Sachverständigen R ^ p | ^ ,  
das das Berufungsgericht sich nach eingehender Prü­
fung und Abwägung an den übrigen Beweisergebnissen 
zu eigen gemacht hat, bietet eine tragfähige Grund­
lage für die Überzeugungsbildung des Berufungsgerichts. 
Die Schwierigkeiten, die sich für die Beurteilung 
eines hypothetischen Palles ergeben mußten und die 
sowohl der Sachverständige als auch das Berufungsge­
richt erkannt und gewürdigt haben, stehen einer Über­
zeugungsbildung nicht entgegen; vielmehr bietet 
§ 287 ZPO dem Gericht gerade einen geeigneten Weg für 
die Beurteilung hypothetischer Situationen (Stein/ 
Jonas, ZPO 19. Aufl. zu § 287 Anm. III 2).
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Venn die Revision demgegenüber rügt, das Berufungs­
gericht hätte gemäß § 161 Abs. 2 BBauG von Amts wegen 
Beweise erheben und nach Anhörung der Beteiligten auch 
solche Tatsachen berücksichtigen müssen, die von ihnen 
nicht vorgetragen worden waren, so kann der Senat da­
hinstehen lassen, ob die Bestimmung hinsichtlich die­
ses Teilanspruchs, der - wie die Revision selbst vor­
trägt - nicht aus dem Bundesbaugesetz, sondern unmittel­
bar aus Art. 14 GG herzuleiten 1st, zum Tragen kommt. 
Denn § 161 Abs. 2 BBauG stellt die Amtsermittlung ln 
das pflichtgemäße Ermessen des Gerichts (Brügelmann/ 
Förster, Bundesbaugesetz zu § 161 Anm. 4 a; Schütz/ 
Frohberg, Bundesbaugesetz 3. Aufl. zu § 161 Anm. 2), 
ebenso wie auch § 287 ZPO die Begutachtung durch Sach­
verständige dem Ermessen des Gerichts überläßt. Der 
Nachprüfung dieses Ermessens durch das Revisionsge­
richt sind enge Grenzen gezogen. Das Revisionsgericht 
hat auf eine entsprechende Rüge nur zu prüfen, ob das 
Ermessen fehlerhaft ausgeübt worden ist, insbesondere 
auf grundsätzlich falschen oder offenbar unsachlichen 
Erwägungen beruht und ob wesentliche, die Entschei­
dung bedingende Tatsachen außer acht gelassen sind 
(vgl. BGHZ 3, 162, 175 f). Einen solchen Fehler weist 
die Revision nicht auf. Jeder Sachverständige würde 
vor der gleichen Schwierigkeit gestanden haben, die 
der Beurteilung einer fiktiven Lage eigen ist. Das 
Berufungsgericht hat das Gutachten einge­
hend geprüft und an dem Ergebnis der übrigen Beweis­
aufnahme abgewogen. Das Berufungsurteil wird damit der 
Forderung gerecht, daß die tatsächlichen Grundlagen 
der Schätzung, die die Antragsgegnerin im übrigen nicht 
angezweifelt hat, und ihrer Auswertung aus den Ent­
scheidungsgründen ersichtlich sein müssen (vgl. BGHZ
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6, 62). Die Revision wiederholt zwar den Vortrag der 
Antragsgegnerin im Berufungsrechtszug, es sei eine Fik­
tion, daß eine Vergrößerung der Betriebsfläche auch zu 
einer Vergrößerung von Umsatz und Gewinn führen müsse, 
sie vermag aber nicht anzugeben, welche Beweise das 
Berufungsgericht noch hätte erheben sollen. Die Auffas­
sung der Revision, das Berufungsgericht hätte allen­
falls einen geschätzten Bruchteil des von dem Gutach­
ter errechneten Betrages als angemessene Entschädigung 
zusprechen dürfen, bedeutet eine reine Mutmaßung, die 
das Ermessen der Revision an die Stelle des Ermessens 
des Gerichts stellen möchte und einen Rechtsfehler der 
Berufungsentscheidung nicht aufzeigen ksuin.

V.

Zutreffend ist das Berufungsgericht davon aus­
gegangen, daß gegenüber dem Entschädigungsanspruch 
ein Mitverschulden wenigstens dann zu berücksichtigen 
ist, wenn dem Betroffenen vorgeworfen werden muß, er 
habe die Folgen des Eingriffs nicht abgewendet oder 
gemildert (BGHZ 45, 290; 56, 57, 64 ff; vgl. jetzt 
§ 93 Abs. 3 Satz 2 BBauG). Das Berufungsgericht hat 
jedoch ein solches Mitverschulden der Antragstellerin 
verneint und hierzu ausgeführt: Ihr seien allerdings 
unstreitig schon seit dem Jahre 1953 mehrere Ersatz­
grundstücke, darunter das Ersatzgrundstück an der Utt 

Straße im Januar 1961 angeboten worden und sie 
habe letzteres erst am 19. April 1967 angenommen. Die 
Ablehnung der ersten Angebote und die späte Annahme 
des letzten könnten jedoch einen Schuldvorwurf gegen 
die Antragstellern nicht begründen. Denn die daneben
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angebotene Geldentschädigung sei nach dem unbestritte­
nen Vortrag der Antragstellern zu niedrig gewesen und 
habe ihr bzw. der Gerhard B p p ^ ^  oHG - bei deren un­
streitiger finanzieller Anspannung - nicht den Betriebs 
aufbau auf dem neuen Grundstück sowie die Aufbringung 
der kosten für Transport, Umzug und die umzugsbedingte 
Betriebsunterbrechung ermöglicht.

Die Revision bezieht sich insoweit auf den un­
streitigen Sachverhalt: Im Oktober 1953 teilte das 
Stadtplanungsamt der Firma Gerhard B p ^ P l  oHG mit, 
das Betriebsgrundstück werde für Grünflächen in An­
spruch genommen werden. Die Antragstellerin erklärte 
sich unter dem 16. Oktober 1953 bereit, das Grund­
stück abzugeben gegen Zuweisung eines gleichwertigen 
und gleich günstig gelegenen Grundstücks sowie Er­
stattung der Kosten für Ausbau, Verlegung und Betriebs­
ausfall. Die Verhandlungen hierüber zogen sich hin.
Im Jahre 1954 bot die Antragsgegnerin ein Grundstück 
an der Ej^P^^Ed^straBe an; jedoch dauerten die 
Verhandlungen über die Geldentschädigung an, bis die 
Antragsgegnerin am 6. Januar 1955 erklärte, sie habe 
das vorgesehene Ersatzgrundstück inzwischen einem 
anderen Bewerber zugeteilt.

Diese Vorgänge sind - abgesehen von der Erklä­
rung, die der Geschäftsführer E^fc hierzu gegeben 
hat - schon deshalb nicht geeignet, ein mitwirkendes 
Verschulden zu begründen, weil sie vor der Bekannt­
machung des Bebauungsplans Nr. 125 am 23. Juni 1955 
liegen, in einer Zeit also, in der für die Antrag­
stellerin und die Firma Gerhard B P H f e  oHG noch
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nicht rechtlich sicher feststand, daß das bisherige 
Betriebsgrundstück freigemacht werden müsse.

Unstreitig ist ferner, daß die Antragstellerin 
gelegentlich mit dem Stadtplanungsamt über ein Ersatz­
grundstück an der Straße verhandelte; die
Antragstellerin lehnte dieses Grundstück als ungeeig­
net ab, weil es nicht - dem Senats- und Bürgerschafts­
beschluß entsprechend - in demselben Stadtteil wie 
das alte Betriebsgrundstück lag. Im Jahre I960 wur­
de der Antragstell er in ein Tauschgrundstück an der 
HMistraße angeboten, das die Antragstellerin als un­
günstig ablehnte, und im Januar 1961 das jetzige Be­
triebsgrundstück an der Straße, das die An­
tragstellerin u.a. deshalb für ungeeignet hielt,weil 
das neue Grundstück mit 120 DM/qm, das alte Grund­
stück aber nur mit 80 DM/qm bewertet werden sollte, 
eine Erwägung, die nach dem späteren Austausch schlicht 
um schlicht nicht abwegig war.

Das Berufungsgericht hat sich mit diesem Sach­
verhalt eingehend auseinandergesetzt. Es hat dabei 
berücksichtigt, die Antragsgegnerin selbst habe nicht 
behauptet, daß sie seit I960 für Umzug und Betriebs­
ausfall eine höhere Barentschädigung als in den Jah­
ren 1953 bis 1954 geboten habe, obwohl die Kosten 
gestiegen seien.

Das beanstandet die Revision nicht, sie meint 
jedoch, das Berufungsgericht hätte entsprechend § 161 
Abs. 2 BBauG genaue Feststellungen treffen müssen, 
weshalb in jedem Falle der Austausch sich zunächst 
zerschlagen habe, und die Antragstellerin hätte dar-
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legen müssen, weshalb der Austausch sich bis zu der 
Teileinigung am 19. April 1967 verzögert habe. Das kann 
nicht durchgreifen. Das Berufungsgericht hat die Grün­
de, welche die Antragsteller in zur Ablehnung der ver­
schiedenen Angebote veranlagten, in der mündlichen Ver­
handlung unter Anhörung des Geschäftsführers ein­
gehend erörtert; es konnte davon ausgehen, daß hierbei 
die Antragsgegnerin alles vorgetragen habe, was zur 
Ergänzung ihres Schriftsatzes vom 2. Januar 1967 ange­
messen und sachdienlich erschien. Die Voraussetzungen 
eines mitwirkenden Verschuldens (§ 254 BGB) hatte die 
Antragsgegnerin, die sich hierauf berief, darzutun 
(BGB RGHK 11. Auf 1s zvl § 254 Anm. 116); das gilt auch 
für den Pall des § 93 Abs. 3 BBauG bei Berücksichti­
gung des § 161 Abs. 2 BBauG wenigstens in dem Maße, 
daß Umstände, die eine weitere Aufklärung von Amts we­
gen gebieten, ersichtlich sein müssen. Hinweise hier­
auf läßt der Vortrag der Antragsgegnerin in den Tatsa­
cheninstanzen vermissen. Das Berufungsgericht konnte 
davon ausgehen, daß diese Frage durch die schriftsätz- 
liche und mündliche Erörterung geklärt sei; es konnte 
ohne weitere Ermittlungen einen durchschlagenden Grund 
für die Tauschbereitschaft der Antragstelle rin darin 
sehen, daß die Antragsgegnerin sich nunmehr erbot, 
193.110 DM - den von der Enteignungsbehörde festge­
setzten Betrag - sofort auszuzahlen, und die weitere 
Entschädigung der gerichtlichen Entscheidung Vorbe­
halten blieb. Erst damit hatte die Antragstellerin bei 
Berücksichtigung der betrieblichen Entwicklung, auf“ 
die die Revision sich selbst beruft, eine hinreichende 
finanzielle Grundlage, die ihr den Austausch und Umzug 
ermöglichte. Das beantwortet die Präge der Revision,
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weshalb die Antragstellerin eine entsprechende Erklärung 
nicht schon 13 Jahre früher abgegeben hat. Angesichts 
der vom Berufungsgericht festgestellten finanziellen 
Anspannung des Unternehmens ist es unter diesen Umstän­
den auch bei Berücksichtigung der Aussage des Steuerbe­
vollmächtigten SHHB1 durchaus nicht - wie die Revision 
meint - unbegreiflich, daß die Gerhard oHG
sich zunächst mit einem Umsatzausfall abfand, bis sie 
eine hinreichende Klarheit hatte. Unter diesen Umstän­
den konnte das Berufungsgericht ein mitwirkendes Ver­
schulden der Antragstellerin ohne Rechtsfehler verneinen.

VI.

Das Berufungsgericht ist daher ohne Rechtsfehler 
zu einer Entschädigung der Antragstellerin (aus eige­
nem und abgetretenem Recht) in Geld - neben dem Er­
satzgrundstück - in Höhe von 376.254 DM gelangt, auf 
die die gezahlten 193.110 DM anzurechnen sind, so daß 
ein geschuldeter Entschädigungsbetrag von 183.144 DM 
verbleibt. Hinsichtlich der Verzinsung dieses Betra­
ges hat das Berufungsgericht eine den besonderen Ge­
gebenheiten entsprechende Berechnung gegeben, die der 
Sach- und Rechtslage gerecht wird. Die Revision greift 
dies nicht an, sie ist insbesondere auf den zurückge­
wiesenen Antrag der Anschlußberufung der Antragsgeg­
nerin, die Verzinsung erst mit einem späteren Zeitpunkt 
beginnen zu lassen, nicht zurückgekommen.

Mit Recht hat das Berufungsgericht den Gegen­
standswert für die der Antragstellerin zu erstatten­
den Kosten im Verwaltungsverfahren (BGH Urteil vom
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8. April 1965 - H I  ZR 60/64 = HJW 1965, 1480, 1484) 
nach der Höhe des berechtigten Entschädigungsanspruchs 
bemessen. Habei war, obwohl die Antragsgegnerin schon 
in ihrem Enteignungsantrag vom 10. August 1964 das Er­

der Grundstückswert zu berücksichtigen, weil auch Eig­
nung und Bewertung des Grundstücks streitig waren. Ba­
nach hat das Berufungsgericht den Geschäftswert für 
eine erste Gebühr richtig mit 420.000 BM bemessen und 
den Geschäftswert - angesichts des unstreitigen Ange­
bots der Antragsgegnerin im Enteignungsverfahren - für 
etwaige weitere Gebühren auf 150.000 IM ermäßigt. In­
soweit liegt eine Rüge der Revision - abgesehen von 
den vorstehend unter III bis V behandelten erfolglosen 
Rügen - nicht vor.

Bie Revision erweist sich daher als unbegründet 
und ist zurückzuweisen. Bie Kostenentscheidung folgt 
aus den §§ 161 BBauG und 97 ZPO.

Meyer Kreft Br. Hußla

satzgrundstÜck an der U Straße angeboten hat

Gähtgens Br. Krohn


	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	B^P^,	Straße^PT


	2.

	II.

	III.

	IY.

	VI.




